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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

ich begrüße Sie ganz herzlich zu unserer Vertreterversammlung hier in 

Berlin! 

Der amtierende Vorstandsvorsitzende, Herr Wohlfeil, kann heute leider 

aufgrund einer Terminüberschneidung nicht bei uns sein. Aus diesem 

Grund übernehme ich den Bericht des Vorstands auf unserer heutigen 

VV. 

Im Mittelpunkt steht das Zweite Gesetz zur Stärkung der betrieblichen 

Altersversorgung und zur Änderung anderer Gesetze, kurz: das Zweite 

Betriebsrentenstärkungsgesetz. Es ist ein Gesetzesvorhaben, das auch 

wichtige Neuerungen zur sozialen Selbstverwaltung enthält, auf die ich 

im letzten Teil meiner Rede eingehen werde. 

 

Betriebliche Altersversorgung generell 

Zunächst möchte ich auf die geplanten Veränderungen für die 

betriebliche Altersversorgung an sich eingehen. 

Seit den Rentenreformen Anfang der 2000er Jahre kommt der 

betrieblichen Altersversorgung eine stärkere Rolle im Gesamtsystem 

der Alterssicherung zu. Durch die damals beschlossene langfristige 

Absenkung des Leistungsniveaus in der gesetzlichen 

Rentenversicherung sollte Lebensstandardsicherung im Alter in der 

Kombination von gesetzlicher und zusätzlicher Altersvorsorge 

(betrieblicher und/oder privater) erreicht werden. 

 

Blicken wir auf die aktuelle Situation, so erkennen wir, dass die 

betriebliche Altersversorgung derzeit nur rund zehn Prozent des 

Leistungsvolumens des Alterssicherungssystems ausmacht.  

Es besteht also Handlungsbedarf, um diesen Anteil im Sinne einer 

Altersvorsorge, die auf drei Säulen beruht, zu steigern.  

 

Folie 1 

Folie 2 
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Das gilt insbesondere bei kleinen Unternehmen und bei Beschäftigten 

mit unterdurchschnittlichem Einkommen, da hier die Verbreitung der 

betrieblichen Altersversorgung ebenfalls unter dem Durchschnitt liegt. 

 

BRSG II  

Mit dem Zweiten Betriebsrentenstärkungsgesetz soll nun eine stärkere 

Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung ermöglicht werden. 

Dazu wird vor allem der Rahmen für das Sozialpartnermodell erweitert. 

Damit können Arbeitgeber mittels Beitragszusage eine betriebliche 

Altersversorgung ermöglichen. Die enge Einbindung der Sozialpartner 

soll dabei ein Stück Sicherheit bieten.  

Darüber hinaus enthält das Gesetz weitere Ansatzpunkte, um Effizienz, 

Attraktivität und Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung zu 

steigern. Sie betreffen u.a. die maximale Höhe des Förderbetrags, die 

Einkommensgrenze für eine staatliche Förderung sowie die 

Möglichkeiten bei einem Arbeitgeberwechsel.  

 

Sofern das Zweite Betriebsrentenstärkungsgesetz in der gewünschten 

Richtung wirkt und die zweite Säule stärkt, kann es gelingen, die 

individuelle Altersvorsorge und damit auch die Funktionsfähigkeit des 

Drei-Säulen-Modells der Alterssicherung zu verbessern. Dies ist bisher 

noch nicht flächendeckend gelungen. 

 

Die Stärkung des Drei-Säulen-Modells bleibt auf der politischen 

Agenda. Wir gehen davon aus, dass die Politik diesen Weg weiterhin 

verfolgt im Sinne einer lebensstandardsichernden Altersvorsorge. Die 

geplante Rentenkommission im kommenden Jahr könnte Möglichkeiten 

für adäquate Veränderungen aufzeigen. Es muss darum gehen, wie 

sich die verschiedenen Wege in der Alterssicherung ergänzen bzw. wie 

Folie 3 

Folie 4 
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eine gegenseitige Umverteilung auf Kosten des jeweils anderen 

Systems verhindert wird. 

 

 

Sozialwahl auch online 

Darüber hinaus enthält das Zweite Betriebsrentenstärkungsgesetz 

Änderungen, die die Selbstverwaltung in der DRV Bund direkt betreffen, 

und zwar des SGB IV. Demnach soll die Online-Wahl für die kommende 

Sozialwahl im Jahr 2029 möglich gemacht werden. 

Damit sind die urwählenden Sozialversicherungsträger, also auch wir, 

am Zug. Wir haben darüber zu entscheiden, ob die DRV Bund ihren 

Wahlberechtigten die Möglichkeit eröffnen will, ihre Stimme in der 

Sozialwahl digital abzugeben. Über das Smartphone, den PC oder ein 

Tablet – und zwar als Ergänzung zur Briefwahl und nicht als Ersatz. 

Der erste Schritt auf unserem Weg zur Online-Wahl ist die Änderung 

unserer Satzung. Darüber entscheiden Sie, liebe Mitglieder der 

Vertreterversammlung, im Laufe des heutigen Tages. 

 

Die Einführung der Online-Wahl ist ein Beitrag zur Digitalisierung und 

Modernisierung der Verwaltung. Sie ist ein historischer Schritt. Sie 

könnte auch eine Blaupause für andere Wahlvorgänge sein. Die Online-

Wahl soll für mehr Bürgernähe sorgen und den Wahlvorgang einfacher 

und schneller machen. Zudem ist sie ein weiteres Instrument, mit 

dessen Hilfe wir die Menschen bzw. mehr Menschen auf unserem Weg 

in Richtung digitale Verwaltung mitnehmen und zugleich herausfinden, 

inwieweit wir diesen Weg noch anpassen müssen:  

 

  

Folie 5 
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Das betrifft u.a.,  

- jüngere Wählerinnen und Wähler als wichtige, aber 

unterrepräsentierte Zielgruppe, 

- die stärkere Nutzung des elektronischen Personalausweises, um 

sich digital ausweisen zu können und so Zugänge zu 

Onlineservices zu erhalten, 

- eine zielführende Vermarktung, verbunden mit einem Abbau von 

Barrieren bzw. dem Aufbau von Akzeptanz und Vertrauen in digitale 

Instrumente, 

- und es betrifft die Erfahrungen, die wir auf unserem Weg machen 

und für Optimierungen nutzen. 

 

Jede Selbstverwaltung in jedem Rentenversicherungsträger trifft die 

Entscheidung zur Einführung der Online-Wahl für das eigene Haus. Mit 

der Einführung übernehmen die Träger eine große Verantwortung, 

verbunden mit einem beachtlichen Arbeitspaket. Denn zur Realisierung 

dieser neuen Wahlform bedarf es zahlreicher technischer und 

prozessualer Entwicklungen und Abstimmungen, damit Zuverlässigkeit, 

Gültigkeit und Sicherheit für die digital Wählenden gewährleistet sind. 

Und auch, wenn das Jahr 2029 noch in weiter Ferne zu sein scheint, so 

ist die Zeit, die uns für die Umsetzung eines solch ehrgeizigen Projekts 

bleibt, doch knapp bemessen.  

Beachtlich sind auch die Chancen, die die Online-Wahl für uns als 

Selbstverwaltung mit sich bringt. Mit ihrer Einführung wird deutlich, dass 

wir aktiver Teil der digitalen Transformation der Verwaltung sind, diese 

unterstützen und vorantreiben. Zudem können und wollen wir in diesem 

Zusammenhang mehr Menschen erreichen und für unsere Themen 

gewinnen. Wir werden die gesamte Zeit zwischen den Wahlen nutzen, 

um deutlich zu machen: Das Wählengehen an sich, sowohl digital als 

auch analog, und eben auch die Arbeit der Selbstverwaltung sind 
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wichtige demokratische Elemente, die unseren freiheitlich-

demokratischen und sozialen Rechtsstaat stützen.   

Wir als Selbstverwaltung ermöglichen Entwicklungen innerhalb der 

DRV Bund und wirken auf den Gesetzgeber ein. Wir geben der DRV 

Bund eine gewichtige Stimme in Bezug auf Reformen oder die 

Verwendung von Beitragsgeldern. Das alles erfolgt in Form eines 

Interessenausgleichs zwischen der Arbeitnehmer- und der 

Arbeitgeberseite - direkt und gleichberechtigt und vor allem im Sinne 

der Betriebe, Beschäftigten, Rentenrinnen und Rentner. Die gesetzliche 

Rentenversicherung schützt, wie alle Sozialversicherungen, die 

Menschen vor den finanziellen Folgen von Lebensrisiken, basierend auf 

dem Solidaritätsprinzip. Das ist eine kostbare Errungenschaft, deren 

hoher Wert mit Blick auf die Lohnnebenkosten aktuell leider sehr 

schnell und oft auch wenig differenziert in Frage gestellt wird. Hier ist es 

an uns, für Aufklärung zu sorgen! 

 

Bereits auf unserer Klausurtagung im Oktober haben wir uns, unter 

Beteiligung eines Medienprofessors und eines Journalisten, intensiv 

über die Möglichkeiten unserer medialen Präsenz ausgetauscht. In 

Anbetracht der Komplexität der Aufgaben der gesetzlichen 

Rentenversicherung ist es nicht immer einfach zugleich auch die 

Selbstverwalterinnen und Selbstverwalter als Gestalter adäquat 

darzustellen. Die Sozialwahl ist hierfür ein willkommener und 

nachvollziehbarer Anlass. Darüber hinaus können und wollen wir 

eigeninitiativ mit kreativen Ideen und Kampagnen auf die Bedeutung 

und den Wert der Selbstverwaltung aufmerksam machen. 

Ich möchte Sie daher motivieren, öffentlich für unsere Sache 

einzutreten. Werben Sie für die Selbstverwaltung, werben Sie für das 

Mitsprachrecht der Beitragszahlenden, werben Sie für unseren 
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Sozialstaat – im Alltag oder vielleicht auf dem Marktplatz oder zeigen 

Sie Gesicht in unserer Social Media Kampagne „Mitreden“!  

So tragen Sie dazu bei, dass die Selbstverwaltung bekannter und vor 

allem greifbarer für die Bürgerinnen und Bürger wird und dass 

letztendlich mehr Menschen an der Sozialwahl teilnehmen, per Brief 

oder online. 

 

Wir, der Vorstand gemeinsam mit dem Direktorium, blicken mit 

Zuversicht und Vorfreunde auf eine Einführung der Online-Wahl für die 

Sozialwahl im Jahr 2029.  

Wir gehen davon aus, dass das Zweite Betriebsrentenstärkungsgesetz 

Anfang 2026 in Kraft treten wird. Ein großer Dank geht an die 

Bundeswahlbeauftragten für Ihr beharrliches Engagement. Allen 

Beteiligten, sagen wir im Falle einer Entscheidung für die Einführung 

der Online-Wahl unsere volle Unterstützung zu. 

Vielen Dank! 
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